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Antwort 
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Ausbildungsbegleitende Hilfen für Auszubildende in Maßnahmen der 
Lehrstelleninitiativen 


Die Förderung der Berufsausbildung ist in den §§ 240 ff. SGB III bundesge- 
setzlich geregelt. Der Gesetzgeber geht dabei vom „Normalfall“ aus, daß die 
Jugendlichen entweder in betrieblicher oder in außerbetrieblicher Aus- 
bildung die Berufsausbildung absolvieren, wobei entsprechend den in- 
dividuellen Bedürfnissen während der betrieblichen Ausbildung aus- 
bildungsbegleitende Hilfen gewährt werden können und während der au- 
ßerbetrieblichen Ausbildung aufgrund der Klientel (lernbeeinträchtigte und 
sozial benachteiligte Jugendliche) sozialpädagogische Betreuung und Lern- 
hilfen von vornherein gefördert werden. 

Die aktuelle Entwicklung am Ausbildungsmarkt zeigt jedoch, daß betrieb- 
liche Ausbildungsplätze drastisch abnehmen und seit Jahren durch Bundes- 
regierung und Länder geförderte Ausbildungsplätze in verschiedenen Orga- 
nisationsformen, jedoch nur als betriebsnahe oder außerbetriebliche Aus- 
bildung bereitgestellt werden. 

Die Jugendlichen, die auf diesem Wege gefördert werden, gehören nicht zu 
den Jugendlichen, die problemlos die Lernanforderungen in der Berufs- 
schule und in der Ausbildungsstätte erfüllen können. Das bedeutet, daß diese 
Jugendlichen während ihrer Ausbildung Lernhilfen und sozialpädagogische 
Betreuung benötigen. Die durch Bund und Länder bereitgestellten Mittel 
sehen solche Hilfen nicht vor. Von einer Teilnahme an ausbildungs- 
begleitenden Hilfen nach SGB III bleibt dieses Klientel aber bisher mit der 
Begründung einer „Doppelförderung“ ausgeschlossen. 

Die große Anzahl der Jugendlichen, die sich gegenwärtig in einer durch 
Bund und Länder geförderten Berufsausbildung befinden, und der gegen- 
über den Auszubildenden in einer betrieblichen Ausbildung keineswegs ge- 
ringere Bedarf individueller Förderung machen ein Aufgreifen dieser Pro- 
blematik notwendig. Auch für diese Klientel müssen Möglichkeiten der In- 
anspruchnahme einer präventiven sozialpädagogischen Begleitung und 
Lernunterstützung geschaffen werden. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Bildung und Forschung im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung vom 27. Juli 1999 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Vorbemerkung 

Angesichts der schwierigen Ausbildungsplatzsituation, insbesondere in 
den neuen Ländern, haben der Bund und die ostdeutschen Länder ein- 
schließlich Berlins in den vergangenen Jahren erhebliche Anstrengungen 
unternommen, um allen ausbildungswilligen Jugendlichen die Chance auf 
eine Berufsausbildung zu eröffnen. Obwohl die Wirtschaft im Bündnis für 
Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit ein Wachstum von minde- 
stens 10 000 betrieblichen Ausbildungsplätzen über den demografisch be- 
dingten Zusatzbedarf hinaus zugesagt hat, das auch die Angebotssituation 
in den neuen Ländern verbessern wird, wird angesichts der demografi- 
schen Entwicklung die Situation bei den Ausbildungsplätzen mittelfristig 
eine Herausforderung für Wirtschaft und Politik bleiben. 


1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Jugendliche, die in Maß- 
nahmen der Lehrstelleninitiative ausgebildet werden, gegenüber jenen in 
einer betrieblichen Ausbildung benachteiligt sind, wenn sie individuelle 
Hilfen benötigen? 

Wenn ja, warum? 

Wenn nein, warum nicht? 


Die Bundesregierung hat seit 1996 bis zu dem in diesem Jahr beginnenden 
Programm mit den Regierungen in den neuen Bundesländern jährlich 
Vereinbarungen über Lehrstelleninitiativen und Ausbildungsplatzpro- 
gramme mit einem Umfang von insgesamt 64 296 Plätzen geschlossen. 
Die Finanzierung erfolgt durch den Bund und die neuen Länder und um- 
fasst ein Bundesengagement im Rahmen der Vereinbarungen von rd. 852 
Mio. DM. 

Die Förderung von ausbildungsbegleitenden Hilfen (abH) ist, neben ande- 
ren förderungsfähigen Maßnahmen für lernbeeinträchtigte und sozial be- 
nachteiligte Auszubildende, in den §§ 240 ff. SBG 111 geregelt. Die förde- 
rungsfähigen Maßnahmen nach den §§ 240 ff. SBG III stellen ein gestuftes 
System der Förderung für benachteiligte Jugendliche dar. Kann auch mit 
ausbildungsbegleitenden Hilfen eine Ausbildung im Betrieb nicht vermit- 
telt werden, so kann eine außerbetriebliche Ausbildung gefördert werden. 
Die Teilnahme an abH kann daher nur gefördert werden, soweit sie für den 
erfolgreichen Abschluss einer betrieblichen Berufsausbildung erforderlich 
ist. Der Gesetzgeber hat die Förderung auf Ausbildungen im dualen 
System der Berufsausbildung begrenzt. Im Rahmen der zulässigen Geset- 
zesauslegung der §§ 240 ff. SBG III kann in besonders begründeten Aus- 
nahmefällen auch abH bei betriebsnah organisierter Berufsausbildung 
gewährt werden. Neben den unabdingbaren individuellen Fördervoraus- 
setzungen muss jedoch in diesen Fällen der betriebliche Teil der Berufs- 
ausbildung überwiegen. 

Die Durchführung und Ausgestaltung der Programme im Rahmen der 
Lehrstelleninitiativen und Ausbildungsplatzprogramme Ost seit 1996 
liegen in der Verantwortung der neuen Länder, wobei sich diese Pro- 
gramme nicht speziell an benachteiligte Jugendliche wenden. Hierdurch 
kann den länderspezifischen Gegebenheiten in besonderer Weise Rech- 
nung getragen werden, die landesspezifischen Richtlinien für die Pro- 
gramme sind insofern sehr unterschiedlich. Weit überwiegend werden be- 
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triebsnahe Formen der Berufsausbildung gefördert, daneben bestehen 
schulisch-kooperative und außerbetriebliche Ausbildungsgänge. 

Während die anderen ostdeutschen Länder keine ausbildungsbegleitenden 
Maßnahmen in ihren landesspezifischen Programmen vorsehen, hat Sach- 
sen in der Förderrichtlinie „Lehrstelleninitiative Sachsen 1998“ im Rah- 
men der „Gemeinschaftsinitiative Sachsen“ für betriebsnahe Ausbildun- 
gen Zuschüsse zu den „als notwendig anerkannten Ausgaben für ausbil- 
dungsbegleitende Betreuung und Koordination“ vorgesehen. Sachsen- 
Anhalt trennt die Förderung im Rahmen der „Lehrstelleninitiative Ost“ 
explizit von Maßnahmen im Sinne des § 241 SBG 111. 

Soweit im Rahmen der jeweiligen Länderprogramme eine außerbetriebli- 
che oder schulische Ausbildung erfolgt, verfügen die Ausbildungsträger 
über entsprechend pädagogisch und sozialpädagogisch geschultes Lehr- 
bzw. Ausbildungs- und Betreuungspersonal. Gegebenenfalls erforderliche 
individuelle Hilfen zur Unterstützung des Lernerfolges können also gelei- 
stet werden. Die Bundesregierung teilt insofern die in der Frage beschrie- 
bene Auffassung nicht. 


2. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, dem individuellen 
Förderbedarf von Auszubildenden in den verschiedenen Modellen der 
bund- und ländergeförderten Berufsausbildung zu entsprechen? 


Wie in der Antwort zu Frage 1 dargestellt, obliegt die Durchführung und 
Ausgestaltung der im Rahmen der Lehrstelleninitiativen und Ausbil- 
dungsplatzprogramme seit 1996 durchgeführten Maßnahmen den ostdeut- 
schen Ländern. 

Nicht nur die finanzielle Beteiligung der Länder, sondern insbesondere 
auch ihre Kenntnis und Verantwortung für die jeweiligen regionalen Be- 
sonderheiten im Bereich der beruflichen Bildung sind für den Erfolg bei 
der Umsetzung der gemeinsamen Programme unverzichtbar. Seitens der 
Bundesregierung wird daher hier kein weiterer Handlungsbedarf gesehen. 


3. Welche Erkenntnisse bringt diesbezüglich die Analyse und Auswertung 
des JUMP-Programms? 


Die Ergebnisse der im Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslo- 
sigkeit beschlossenen Begleitforschung liegen noch nicht vor. 


4. Was wird die Bundesregierung unternehmen, um eine weitere Benach- 
teiligung für Azubis in Sonderprogrammen zu verhindern bzw. ab- 
zubauen? 


Wie unter Frage 1 dargestellt, bestehen aus der Sicht der Bundesregierung 
keine Benachteiligungen für Auszubildende in den Bund-Länder-Sonder- 
programmen hinsichtlich möglicherweise notwendiger zusätzlicher Lern- 
hilfen im Vergleich zu den in betrieblicher Ausbildung befindlichen Ju- 
gendlichen. Maßnahmen zur Lernunterstützung und Betreuung, den abH 
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nach dem SGB III vergleichbar, können von den Ausbildungsträgern bzw. 
den Schulen angeboten werden. 

Der Bund und die ostdeutschen Länder einschließlich Berlins sind über- 
zeugt, dass die Lehrstelleninitiativen und Ausbildungsplatzprogramme 
seit 1996 wesentlich mit dazu beigetragen haben. Jugendlichen eine Aus- 
bildungschance zu eröffnen, die keinen betrieblichen Ausbildungsplatz ge- 
funden haben. Bei der absehbar schwierigen Ausbildungsplatzsituation 
wird es aber auch weiterhin auf die konzertierten Bemühungen aller Be- 
teiligten aus Wirtschaft, Bund und Ländern ankommen, um jedem und 
jeder Ausbildungswilligen ein Angebot für eine Berufsausbildung unter- 
breiten zu können. 



